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Nach der Begrüßung durch den Präsi-
denten sowie der Protokollbestätigung
und der Beschlusskontrolle aus der letz-
ten Vorstandssitzung folgte zunächst die
Diskussion zum Tagesordnungspunkt
Stand, Probleme und Gedanken zur ge-
sundheits-, sozial- und berufspolitischen
Lage.

■ Der Runde Tisch, angesiedelt beim
Bundesgesundheitsministerium, hat mit
folgenden Themen seine Arbeit aufge-
nommen:

• Modernisierung der Arznei- und Heil-
mittelversorgung,

• Strategien zum Ausbau sektorüber-
greifender Versorgungsformen,

• Weiterentwicklung der Qualität der 
Gesundheitsversorgung unter Nutzung
evidenzbasierter Leitlinien,

• Stärkung der Prävention,
• Zukunft der ambulanten Versorgung.

■ Die von der Bundesgesundheitsminis-
terin Ulla Schmidt geplante Aut-idem-
Regelung bei der Medikamentenversor-
gung, mit der bis zu 500 Mill. DM Ein-
sparung erreicht werden sollen, wird hef-
tig kritisiert und abgelehnt. Sie ist praxis-
fern, teuer, gefährlich und begrenzt die
Therapiehoheit der Ärzte.

■ Im Rahmen der Novellierung der
(Muster-)Weiterbildungsordnung wird
eine neue Rollenverteilung zwischen
dem herkömmlichen Hausarzt und In-
ternist diskutiert. Den bisherigen Allge-
meinmediziner wird es möglicherweise
nicht mehr so geben. Internisten werden
dann nur noch auf Spezialgebieten tätig
sein.

■ Das Fortbildungsdiplom wurde bun-
desweit vereinheitlicht und kann mit einer
Gesamtpunktzahl von 150 Fortbildungs-
punkten innerhalb von drei Jahren erwor-

ben werden. Die Bepunktung der Einzel-
veranstaltungen erfolgt auf Landesebene.

■ Von der Bundesärztekammer wurde
eine Fortbildungsdatenbank eingerichtet,
die im Internet abrufbar ist.

■ In den neuen Bundesländern ist die
Anhebung der GOÄ auf 90 % ab Januar
2002 realistisch.

■ Dr. Kirsch berichtete über eine Ver-
anstaltung anlässlich des 10-jährigen Be-
stehens privater Krankenanstalten in
Sachsen. Er hob hervor, dass Sachsen
bundesweit den höchsten Anteil an pri-
vaten Krankenhäusern hat. Die Kranken-
hausplanung in Sachsen wurde als gut
eingeschätzt.

Frau Dr. Trübsbach berichtete im nächsten
Tagesordnungspunkt über die 14. Bera-
tung des Bündnis Gesundheit 2000 im
Freistaat Sachsen. Diskussionsschwer-
punkte waren hier die Positionspapiere
der großen Parteien zur Gesundheitspo-
litik. Über Probleme des Arzneimittelbud-
gets sowie das Arzneimittelbudgetablöse-
gesetz referierte Herr Dr. med. habil.
Hans-Jürgen Hommel, Vorstandsvorsit-
zender der Kassenärztlichen Vereinigung
Sachsen.
Als Voraussetzung für eine Diskussions-
runde mit Politikern auf Landesebene
wurde eine Arbeitsgruppe zur Erstellung
eines Fragenkataloges zu gesundheitspo-
litischen Problemen gebildet.
Im weiteren Verlauf der Vorstandssitzung
berichtete Herr Dr. Windau über den
Gesetzentwurf von SPD und Grünen zu
Disease-Management-Programmen. Es
soll hierdurch ein Finanzausgleich der
Krankenkassen unter Beachtung der
medizinischen Risiken erfolgen. Disease-
Management-Programme sind aber nur
Geldbeschaffungsmaßnahmen der Kran-
kenkassen. Sie dienen vorgeblich der

optimierten Versorgung chronisch Kran-
ker, in Wahrheit sind sie aber dazu ge-
dacht, das Behandlungsmonopol der
Ärzte abzuschaffen, da weder Kassenärzt-
liche Bundesvereinigung noch Bundes-
ärztekammer Vertragspartner sind. Diese
können nur noch beratend tätig werden.
Die Qualitätssicherung ist bei diesen von
den Krankenkassen erstellten Program-
men nicht mehr gewährleistet.
Im Anschluss berichtete Herr Dr. Marx
über den Lebensverlängerungsprozess in
Deutschland. Dieser ist mit weitreichen-
den medizinischen Implikationen verbun-
den und führt sowohl zu einem Struktur-
wandel in der Medizin als auch in den
Versorgungsaufgaben, wie Rehabilitation
und Pflege. Der Lebensverlängerungspro-
zess erhöht zwar das Lebenspotential,
aber nicht das Arbeitspotential.

Finanzen: Der Vorstand befasste sich mit
der Haushaltsinanspruchnahme per 31.8.
2001. Insgesamt konnte vom kaufmänni-
schen Geschäftsbereich ein ausgegliche-
ner Haushalt vorgelegt werden, so dass
die Einhaltung des Haushaltsplanes ge-
währleistet sein wird.

Berufsrecht: Erfreulicherweise konnte ein
Ordnungswidrigkeitsverfahren gegen ein
Kammermitglied wegen einer unterblie-
benen ordndungsgemäßen Anmeldung
bei der Sächsischen Landesärztekammer
durch Vorlage der beglaubigten Berufs-
urkunden eingestellt werden.

Durch den ärztlichen Geschäftsbereich
eingebrachte Vorschläge für die Beset-
zung in verschiedenen Prüfungskommis-
sionen der Sächsischen Landesärzte-
kammer sowie der Widerspruchskommis-
sion konnten vom Vorstand einstimmig
angenommen werden.
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